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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/381 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - - Az. 31/65 — des 
Bernd Weber, Bonn, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben, eingegangen beim Deutschen Bun- 
destag am 6. November 1965, hat der Einspruchs- 
führer Einspruch eingelegt. Er rügt die Verlet- 
zung des Wahlgeheimnisses und trägt dazu vor, 
er habe ein am 20. September 1965 datiertes 
Schreiben mit Briefkopf: 

„Sozialdemokratische Partei Deutschlands" 

erhalten, in dem ihm für die Anteilnahme an der 
Bundestagswahl sowie für sein Eintreten für die 
Person des Spitzenkandidaten der SPD gedankt 
worden sei. Das Schreiben habe eine handschrift- 
liche Unterschrift des Parteivorsitzenden der SPD 
getragen. Er habe daraufhin bei der SPD ange- 
fragt, wie es zu diesem Schreiben gekommen sei, 
da er sich nicht erklären könne, wie diese Partei 
habe feststellen können, ob und wie er gewählt 
habe. 

Der Parteivorstand der SPD — Büro des Präsi- 
diums — habe mit Schreiben vom 4. November 
1965 mitgeteilt, daß bisher ergebnislose Ermitt- 
lungen über den Autor des Briefes angestellt 
worden seien. Es lasse sich jedoch nicht feststel- 
len, wer die Unterschriftsfälschung vorgenom- 
men habe. 

In seinem Antwortschreiben habe er sich mit 
dieser Auskunft nicht einverstanden erklärt. Er 
sieht in diesem Schreiben eine Beeinträchtigung 
des Grundsatzes der geheimen Wahl. 


Auf Anfrage des Ausschusses teilte der Partei- 
vorstand der SPD — Büro des Präsidiums — ■ 
mit, es sei nicht festzustellen, wer der Absender 
des Briefes sei. Es werde vermutet, daß es sich 
um einen Scherz handele, den man mit dem Ein- 
spruchsführer getrieben habe. Briefe, wie einer 
dem Einspruchsführer zugegangen sei, seien von 
der SPD nicht verschickt worden. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt, 
aber nicht begründet. 

Der verfassungsmäßige Grundsatz der geheimen 
Wahl (Artikel 38 GG) ist nicht verletzt. Eine der- 
artige Verletzung könnte nur angenommen werden, 
wenn tatsächlich von einer Partei an die Wahlbe- 
rechtigten, die dieser Partei ihre Stimme gegeben 
haben, Dankesschreiben verschickt worden wären. 
Das ist aber nicht der Fall. Ein Verstoß gegen den 
Grundsatz der Geheimhaltung der Wahl liegt somit 
nicht vor. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr, 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage bei- 
gefügt ist, unter den dort genannten Voraussetzun- 
gen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht er- 
hoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages — 
— beim Bundesverfassungsgericht ein- 
gegangen sein. 
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